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Nur wenige Zäsurierungsversuche scheinen
derzeit in der deutschen Zeitgeschichtsfor-
schung so erfolgreich wie die Einteilung der
Nachkriegszeit in eine Phase des „Booms“ –
und eine „nach dem Boom“. Üblicherweise
teilt diese Wasserscheide die Nachkriegszeit
in einen ersten Zeitraum mit hohen Wachs-
tumsraten und stabilen öffentlichen Finanzen
– und einen zweiten, der in vielerlei Hin-
sicht als genaues Gegenteil verstanden wird.
Auf dieser Periodisierung basierte auch der
Titel einer vom Institut für Geschichtswis-
senschaften der Humboldt-Universität orga-
nisierten, von der Fritz-Thyssen-Stiftung ge-
förderten, international wie interdisziplinär
besetzten Konferenz, die vom 13.–15. Juni im
Haus der Fritz-Thyssen-Stiftung (Köln) statt-
fand. Dort sollte der „Leviathan after the
Boom“ in den Blick genommen werden –
mit einem Schwerpunkt auf „Public Finance
in the industrialized Western Countries since
the 1970’s“. Im Fokus stand also die Finanz-
wirtschaft der öffentlichen Haushalte im Hin-
blick auf Einnahmen- wie Ausgabenseite so-
wie staatliche Verschuldung. Für seine Ein-
führung wählte MARC BUGGELN (Berlin)
die Finanz- und Wirtschaftskrise der letzten
Jahre als Ausgangspunkt und näherte sich ihr
mithilfe politischer Karikaturen. Themen der
öffentlichen Finanzwirtschaft hätten im Zuge
der Krisenentwicklungen einen Aufmerksam-
keitsschub erhalten. Zugleich habe sich die
kurzzeitig mit der Krise verbundene Status-
entwertung ökonomischer Experten bald in
ihr Gegenteil verkehrt. Doch während so öko-
nomische „Zahlen und Figuren“ ihre Schlüs-
selposition hätten behaupten können, sei für
die Aktionen der Politik eine gewisse Ge-
schichtsvergessenheit kennzeichnend gewe-

sen. Dieses Spannungsfeld spiegele sich auch
in Kommunikationsschwierigkeiten zwischen
Historikern, Ökonomen, Politikwissenschaft-
lern und Soziologen wider, die zu überwin-
den ein Ziel der Konferenz sei.

Das erste Panel rückte die Einnahmenseite
der öffentlichen Haushalte ins Zentrum. Den
Anfang machte MARTIN DAUTON (Cam-
bridge) mit einer Untersuchung britischer
Steuerreformüberlegungen und deren Schei-
tern seit den 1970ern. Ideelles Fundament
der konservativen Reformkonzepte sei der
Aufbau einer „unternehmerischen“ britischen
Gesellschaft gewesen. In die Realität seien al-
lerdings nur wenige der Vorhaben umgesetzt
worden; Gewinner der Reform seien vor al-
lem höhere Einkommensgruppen und Ver-
mögensbesitzer gewesen. Die Grundzüge der
Wahrnehmung einer Reformbedürftigkeit des
Steuersystems bestünden bis heute fort. Im
Anschluss verschob MARC BUGGELN (Ber-
lin) den Blick auf den Kontinent und be-
fasste sich in seinem Beitrag mit (Dis-)Konti-
nuitäten in der bundesdeutschen Steuerpoli-
tik von Schmidt bis Schröder. Diese betrach-
tete er unter dem Gesichtspunkt ihrer re-
distributiven Wirkungen. Als Einstieg wähl-
te er die Steuerreform von 1974, welche zu
einer Zunahme der Staatsverschuldung, je-
doch auch zu einer Reduktion der Einkom-
mensungleichheit beigetragen habe. Im Zuge
der „geistig-moralischen Wende“ seien Refor-
men der Einnahmenseite erst in der zweiten
Hälfte der 80er erfolgt. Dabei versuchten in-
nerhalb der Koalition Vertreter der CDU, die
„soziale Symmetrie“ zu wahren, weshalb eine
Verschärfung der sozialen Ungleichheit in der
Bundesrepublik zunächst im internationalen
Vergleich geringer gewesen sei. Die Steuerpo-
litik der rot-grünen Regierung hingegen wei-
se schließlich Züge einer neoliberalen Wende
auf, mit verteilungspolitischen Konsequen-
zen. W. ELLIOT BROWNLEE (Santa Barba-
ra) und EISAKU IDE (Tokio) blickten verglei-
chend auf das Steuerwesen in den USA und
Japan. Beiden Staaten sei ein hoher Grad der
Staatsverschuldung bei einem niedrigen Steu-
erniveau gemeinsam. Dies wurde mit Blick
auf den schwachen „tax consent“ untersucht.
In beiden Ländern hätten Steuerreduktionen
in der Nachkriegszeit eine wichtige Rolle für
die soziale Integration gespielt. Dies habe
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dann ab den 1970ern Konsequenzen entfal-
tet, als die Steuereinnahmen knapper wur-
den. Die US-Politik habe auf das Ende von
„easy finance“ mit Steuerreduktionen reagiert
– um später auf einen Konsolidierungspfad
einzuschwenken. Zudem seien in den 00er-
Jahren weitere Steuererleichterungen einge-
führt worden, insbesondere zugunsten höhe-
rer Einkommensgruppen. Ähnlichkeiten wür-
den sich im japanischen Fall zeigen. Ein Un-
terschied zur USA sei jedoch, dass die japa-
nische Regierung zunächst nicht auf einen
sozialpolitischen Rückzug, vielmehr auf den
Ausbau des „construction-state“ gesetzt ha-
be. GISELA HÜRLIMANN (Zürich) beschäf-
tigte sich mit dem Schweizer „Tax-welfare-
state“. Ein besonderes Augenmerk richtete sie
auf den kantonalen Steuerwettbewerb. In der
„Post-Boom“-Zeit und insbesondere in den
00er-Jahren hätte sich dieser intensiviert und
sei als Mittel zur Steigerung der fiskalischen
Wettbewerbsfähigkeit gesehen worden, wäh-
rend noch in den 1960ern und -70ern Kri-
tik am Steuerwettbewerb eine Rolle gespielt
hätte. Darüber hinaus versuchte Hürlimann
zu entschlüsseln, wie ein Absinken der di-
rekten Besteuerung bei gleichzeitigem Aus-
bau des Wohlfahrtsstaates möglich gewesen
sei. Hierbei spiele auch der Zufluss ausländi-
schen Vermögens eine Rolle. Die sich an das
erste Panel anschließende Diskussion sowie
der Kommentar von MARK SPOERER (Re-
gensburg) erörterten dabei die Frage, inwie-
weit sich ein Steuerwettbewerb auch auf in-
ternationaler Ebene feststellen lasse, wie ver-
schiedene soziale Gruppen sich um das Erlan-
gen von steuerpolitischen Vorteilen bemühen
würden und inwieweit divergierende Sicht-
weisen auf das Steuersystem zwischen Po-
litikern und der Verwaltungsseite existieren
würden.

Der Abendvortrag von PETER H. LIN-
DERT (Davis, CA) widmete sich fiskalischen
„Fallen“ für die industrialisierten Staaten in
der Nachkriegszeit und näherte sich hier-
bei der Frage, ob Ansprüche von Interessen-
gruppen zu einer Spirale der Umverteilung
und Wachstumsschädigung geführt hätten.
Ein zentraler Aspekt aus theoretischer Sicht
sei die Größe der Interessengruppen. Befürch-
tungen einer stetigen Zunahme der staatli-
chen Subventionierung seien insofern nicht

begründet, als dass der Anteil der unterstütz-
ten Gruppen an der Bevölkerung tendenziell
zurückgegangen sei. Dies liege auch darin be-
gründet, dass Subventionen häufig an Sekto-
ren flössen, die sich ohnehin im Niedergang
befänden. Dies habe jedoch eine wichtige po-
litische Implikation: Denn mit dem Schrump-
fen der Gruppengröße wachse zugleich de-
ren politisches Engagement, so dass der Staat
in die „fiscal trap“ kleiner, mächtiger Inter-
essengruppen tappe. Die sich anschließende
Diskussion erörterte unter anderem die poli-
tische Position des Agrarsektors und der Ren-
tenbezieher.

Das zweite Panel fragte nach Entwick-
lungspfaden von Staatsausgaben und wohl-
fahrtsstaatlichen Strukturen und Krisen. REI-
MUT ZOHLNHÖFER (Heidelberg) stellte ei-
nen Vergleich der Politik der Budgetdefizit-
reduktion in Dänemark und den Niederlan-
den ab den 1980ern an. Gemeinsam sei bei-
den Ländern eine ökonomisch schlechte La-
ge gewesen, welcher konservative Regierun-
gen mit einer Reduzierung des Budgetdefi-
zits zu begegnen versucht hätten. Doch wäh-
rend in den Niederlanden die Sozialausga-
ben reduziert worden seien, habe dies in Dä-
nemark nicht stattgefunden. Zohlnhöfer führ-
te dies auf die Konstellation im Parteien-
system zurück. Hierzu müsse zwischen ei-
nem bipolaren (Dänemark) und einem „pivo-
tal party system“ (Niederlande) unterschie-
den werden. Einen weiteren Vergleich eines
auf den ersten Blick heterogeneren Länder-
paars stellte MARTIN LENGWILER (Basel)
an. Trotz der augenfälligen Unterschiede zwi-
schen der Schweiz und Griechenland sei bei-
den jedoch im Hinblick auf wohlfahrtsstaatli-
che Entwicklung ein „Spätstart“ gemeinsam.
Darüber hinaus falle bei beiden Ländern ei-
ne Einordnung in gängige Wohlfahrtsstaats-
Typologien schwer. Die Beschreibung der Ent-
wicklungen konzentrierte sich dann vor al-
lem auf den Schweizer Fall. Festzuhalten sei
hier die Tendenz seit den 1970ern, dem Staat
in der sozialen Sicherung eine aktivere Rolle
zuzuweisen. Tatsächliche Realisierungen von
Reformvorhaben hätten sich dabei zumeist
über längere Zeiträume hingezogen. Refor-
men des griechischen Wohlfahrtsstaates hät-
ten hingegen insbesondere nach dem Wahl-
sieg der PASOK 1981 stattgefunden, der kli-
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entelistische und fragmentierte Charakter des
Systems habe jedoch nicht überwunden wer-
den können. HENRI STERDYNIAK (Paris)
stellte die Frage nach der französischen „Ab-
hängigkeit“ von öffentlichen Ausgaben. In li-
beraler Perspektive gelte Frankreich als in ei-
ner Anspruchsspirale gefangener, korporatis-
tischer Staat; aus sozialdemokratischer Per-
spektive hingegen als erstrebenswerte „mi-
xed economy“. Historisch habe in der zwei-
ten Hälfte der 1970er ein Anstieg der Staats-
ausgaben eingesetzt. Für die meiste Zeit der
letzten 40 Jahre lasse sich feststellen, dass
die Ausgaben schneller als das BIP gewach-
sen seien. Hervorgehoben wurde die große
Bedeutung der Beschäftigung im öffentlichen
Sektor sowie der regionalen und kommuna-
len Ebene. Insgesamt befinde sich Frankreich
in einer schwierigen Lage – die hohen öf-
fentlichen Ausgaben und die Ineffizienz der
administrativen Strukturen machten Refor-
men nötig; zugleich sollten dies nicht zu ei-
ner Ausgaben-Phobie führen, durch die öf-
fentliche Leistungen beschädigt würden. In
der Diskussion zum zweiten Panel wurde er-
örtert, welche Rolle internationale Organisa-
tionen und Strukturen für wohlfahrtsstaatli-
che Entwicklungen spielen würden. Zudem
wurden zu einfach konstruierte Zusammen-
hänge zwischen Wahlsystem und wohlfahrts-
staatlichem System hinterfragt und eine Er-
gänzung um kulturelle und soziale Faktoren
vorgeschlagen. Im Kommentar von FRANZ-
XAVER KAUFMANN (Bielefeld) wurde die
Vielfalt der wohlfahrtsstaatlichen Entwick-
lungspfade und die Widerstandsfähigkeit von
Sozialstaatsausgaben betont.

Im dritten Panel wurden Entwicklungs-
tendenzen der Staatsverschuldung betrachtet
– sowohl in „Mikroperspektiven“ einzelner
Staaten als auch in der „Makroperspektive“
international vergleichender Studien, was äu-
ßerst vielversprechend erschien. Dabei näher-
te sich zunächst HANS-PETER ULLMANN
(Köln) der Politik zunehmender Verschul-
dung in der Bundesrepublik der 1970er mit-
hilfe des Begriffs der „Schuldenillusion“. Dies
schilderte er als eine „Doppelillusion“, be-
stehend aus einem Glauben an die Möglich-
keit zur langfristigen schuldenbasierten Fi-
nanzierung staatlicher Aktivitäten sowie der
Überzeugung, Wirtschaftskrisen mit staatli-

cher Verschuldung begegnen zu können. Ge-
tragen worden sei diese von einer breiten „ad-
vocacy coalition“. Ab Mitte der 1970er ha-
be sich dann eine Gegenkoalition zu formie-
ren begonnen, die eine Umdeutung politi-
scher Konzepte, Ziele und Instrumente be-
trieben habe, so dass sich die „Schuldenillu-
sion“ schließlich verflüchtigt habe. Eine Ma-
kroperspektive einnehmend, sprach sich so-
dann MORITZ SCHULARICK (Bonn) für ei-
ne Veränderung der bisher dominanten Be-
wertung staatlicher und privater Verschul-
dung aus. Während in der Wirtschaftswissen-
schaft private Verschuldung eher als unpro-
blematisch verstanden würde, stünde staat-
liche Verschuldung unter dem Generalver-
dacht der Verschwendungssucht. Er präsen-
tierte daraufhin vier „historical facts“: 1. Im
Zuge der in der Geschichte des modernen
Kapitalismus ungekannten Zunahme der Ver-
schuldung in der „Nach-Boom“-Zeit steche
vor allem die private Verschuldung hervor; 2.
Gefährdungen der finanziellen Stabilität hät-
ten ihre Ursprünge eher im privaten Sektor;
zugleich seien Verluste in Finanzkrisen häufig
„verstaatlicht“ worden; 3. Demokratien sei-
en in der Lage, auf hohe Staatsverschuldun-
gen durch adäquate Politikveränderung zu
reagieren; und 4. eine vergleichende Analy-
se der „Verschuldungspfade“ zeige, dass ein
positiver Einfluss der Größe des Wohlfahrts-
staates auf staatliche Verschuldung existiere.
Hervorzuheben sei jedoch auch die negati-
ve Korrelation von Verschuldung im privaten
und öffentlichen Sektor. Dies spreche dafür,
das Augenmerk stärker auf deren Interakti-
on zu richten. BENJAMIN LEMOINE (Paris)
untersuchte die konkrete Gestaltung des fran-
zösischen Marktes für Staatsanleihen seit den
1960ern. „Nach dem Boom“ sei es zu einer
zunehmenden „Marketization“ der französi-
schen Staatsverschuldung gekommen. Im Ar-
rangement der unmittelbaren Nachkriegszeit
habe noch das Schatzamt im Zentrum gestan-
den und sei die Staatsfinanzierung zu für den
Staat günstigen Bedingungen gewährleistet
worden. Dieses System sei jedoch zunehmend
in die Kritik geraten. Dies sei ein Projekt ad-
ministrativer Eliten gewesen, denen es vor al-
lem um Inflationsbekämpfung gegangen sei.
Staatsverschuldung sollte sich unter markt-
wirtschaftlichen Bedingungen abspielen und
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der Staat zum „normalen“ Schuldner werden.
Vor dem Hintergrund dieser geänderten Pra-
xis galt es, im internationalen Wettbewerb at-
traktive Angebote für potentielle Staatsgläu-
biger zu schaffen. Als letzter Beitrag im drit-
ten Panel nahm STEFANO BATTILOSSI (Ma-
drid) das Phänomen „finanzieller Repressi-
on“ in verschiedenen südeuropäischen Län-
dern in den Blick. In den Jahren des „golde-
nen Zeitalters“ seien in diesen Staaten die fis-
kalischen Kapazitäten hinter denen anderer
Industrieländer zurückgeblieben. In Reaktion
auf durch politische Entwicklungen hervorge-
rufenen „spending shocks“ sei es dann Mit-
te der 1970er zu einer Zunahme der Staats-
verschuldung gekommen. Zu deren Verlang-
samung hätten die Länder versucht, Einnah-
men durch Seigniorage und „finanzielle Re-
pression“ zu generieren. So sei es zu einer
Schwächung der fiskalischen Disziplin und
zur Hinauszögerung von Anpassungsmaß-
nahmen gekommen. In der Diskussion zum
dritten Panel wurde zum einen die Frage nach
der Bedeutung von Keynesianismus und Mo-
netarismus im Zusammenhang mit der deut-
schen „Schuldenillusion“ erörtert. Ideenge-
schichtlich interessant waren zum anderen
die Bemerkungen im Kommentar von ADAM
TOOZE (Yale) zu den drei Generationen von
„Public debt“-Literatur seit den 1970ern.

Das vierte Panel trat als einziges unter
einer expliziten Frage zusammen: „Public
Finance after the Boom: Neoliberal Con-
vergence?“ Vorausgeschickt sei, dass diese
unbeantwortet blieb, da sich keiner der
Beiträge explizit der Frage neoliberaler Kon-
vergenzentwicklung widmete. Allerdings
tauchten Aspekte von Konvergenz und Di-
vergenz durchaus auf: Als Einstieg entfernte
sich SVEN STEINMO (Florenz) von einer
engeren finanzpolitischen Fokussierung und
thematisierte die Frage nach der mit dem
Phänomen „Globalisierung“ verbundenen
Erwartung eines „Race to the Bottom“ in
der Steuerpolitik. Im Anschluss kehrte ANN
PETTIFOR (London) zum engeren Bereich
der Finanzpolitik zurück und verwies auf
die bedeutsame Rolle zunehmender Ka-
pitalmobilität und der Deregulierung des
Finanzsektors für die Staatsverschuldung seit
Mitte der 1970er. Zudem stellte sie einige
Überlegungen zum Wesen des Kredits an,

der eben keine Ware wie jede andere sei.
DAVID K. JESUIT (Michigan) und VINCENT
A. MAHLER (Chicago) präsentierten Er-
gebnisse einer umfassenden Auswertung
der „Luxembourg Income Study“-Daten
im Hinblick auf die Entwicklung der Ein-
kommensverteilung und der staatlichen
Redistribution in 19 Ländern seit 1970. Ein
besonderes Interesse lag in der Betrachtung
der redistributiven Rolle des Staates. Dabei
wurden zunächst vom Staat unbeeinflusste
„pre-government“-Haushaltseinkommen
konstruiert, während in „post-government“-
Einkommen Transferleistungen und Steuern
integriert wurden. Festgehalten wurde, dass
beim „pre-government“-Gini-Koeffizienten
die niedrigsten Werte bei der Schweiz und
Norwegen und den höchsten Werten bei
Griechenland und Spanien vorlägen. Das
„Ranking“ der Staaten verändere sich deut-
lich, wenn man auf den „post-government“-
Gini schaue: Drastisch sei hier besonders der
Positionswechsel der USA, die zum Land mit
dem höchsten Gini-Koeffizienten aufsteigen
würde. Als einziger Beitrag der Konferenz
nahm MARIA WERSIG (Hildesheim) einen
Gender-Aspekt in den Blick. Dabei war ihr
Ziel, die Auswirkungen von Besteuerungs-
praktiken auf die Geschlechtergleichheit
vergleichend zu untersuchen. Das Ende
der 1950er entstandene deutsche System
begünstige Haushalte mit „Alleinverdiener“,
während in Schweden seit den 1960ern ein
Übergang zu einem System individueller
Besteuerung vollzogen worden sei, was weib-
liche Arbeitsmarktpartizipation befördert
habe. In seinem Kommentar stellte CHRIS-
TOPH CONRAD (Genf) die Frage nach einer
transnationalen Betrachtungsweise: Während
Historiker vielleicht in letzter Zeit dazu
tendieren würden, die nationalstaatliche
Perspektive zu unterschätzen, sei sie hier
womöglich unterschätzt worden, so dass die
gegenseitige Abhängigkeit der getrennt von-
einander betrachteten Einheiten untersucht
werden müsse.

In gewisser Weise versprach schließlich die
Besetzung des letzten Panels das Versprechen
einzulösen, was das vorherige im Hinblick
auf eine Auseinandersetzung mit dem Neo-
liberalismus nicht gehalten hatte. Zunächst
ging es erneut nach Großbritannien. MARTIN
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CHICK (Edinburgh) befasste sich mit Verän-
derungen in der Zusammensetzung der Aus-
gabenseite der öffentlichen Finanzen. Beson-
ders interessierte ihn der Rückgang staatli-
cher Investitionen. Einen Schwerpunkt legte
Chick auf die Verfahren der Regierung zur
Bewertung von öffentlichen Investitionspro-
jekten. Dabei sei es in den späten 1960ern zu
einem Übergang von einer „Ex Post“- zu ei-
ner „Ex Ante“-Perspektive gekommen. In ei-
ner breiter angelegten Perspektive schilderte
WOLFGANG STREECK (Köln) die Entwick-
lung des westlichen Kapitalismus der letz-
ten 40 Jahre. Die 1970er- und 80er-Jahre sei-
en durch die Krise des „Steuerstaats“ und den
Übergang zum „Schuldenstaat“ gekennzeich-
net. Dies sei keine Folge einer demokrati-
einhärenten Überbeanspruchung, sondern ei-
ner „neoliberalen Revolution“ gewesen. In
den späten 1990ern hätten dann erste Kon-
solidierungsversuche stattgefunden. Nach ei-
ner krisenbedingten Anhäufung eines neu-
en Schuldenberges nach 2008 habe dann
der Übergang zum neoliberalen „Konsolidie-
rungsstaat“ verstärkt eingesetzt. Seit der Fi-
nanzkrise würden demokratisch gewählte Re-
gierungen durch „Expertenregierungen“ er-
setzt und demokratische Gestaltungsmöglich-
keiten reduziert. Die Ansprüche der „expli-
ziten Gläubiger“ würden den sozialen Rech-
ten der Bürger gegenüber bevorzugt. BOB
JESSOP (Leicester) stellte Merkmale kapita-
listischer Staatstypen vor – insbesondere des
„Steuerstaates“. Dabei bestehe ein komplexer
und widersprüchlicher Zusammenhang zwi-
schen Kapital, Staat und Besteuerung. Des
Weiteren stellte er einige Überlegungen zur
Charakteristik von fiskalischen Krisen an. Zu-
dem versuchte Jessop, seine Überlegungen
in einen globalen Kontext einzuordnen und
hierbei den „Variegated Capitalism“-Ansatz
anzuwenden. Eine „ökologische Dominanz“
würde dabei heute der finanzmarktdominier-
te Neoliberalismus ausüben, während die Eu-
rozone unter dem „Schatten des Neomerkan-
tilismus“ stünde. ANDREAS WIRSCHING
(München) stellte in seinem Kommentar die
Frage, inwieweit die „soziale Demokratie“
als endendes historisches Experiment ange-
sehen werden müsse und ob die Annahme
stabiler sozialer Gleichgewichtszustände, wie
sie die „Boom“-Periode erzeugt habe, über-

haupt gerechtfertigt sei. Im Abschlusskom-
mentar nahm ALEXANDER NÜTZENADEL
(Berlin) den Tagungstitel kritisch unter die
Lupe und fragte, ob wegen der engen Ver-
flechtung von privater und staatlicher Ver-
schuldung zu konstatieren sei: „The whole
concept of Public Finance is over.“

Abschließend sei festgehalten, dass insbe-
sondere in der Rückschau das von den Ta-
gungsveranstaltern zusammengestellte Pro-
gramm in seiner thematischen Vielfalt als be-
eindruckend bezeichnet werden muss. Eine
Fülle von gehaltvollen Beiträgen sorgte da-
für, dass das Thema aus einer Vielzahl von
Blickwinkeln beleuchtet wurde, wobei sich
gerade zwischen den Beiträgen verschiedener
Panels interessante Querverbindungen erga-
ben. Das anfangs ausgerufene Ziel eines in-
tensiven interdisziplinären Austausches wur-
de jedenfalls erreicht, wenn sich auch ge-
legentlich Klärungsbedarf und Divergenzen
im Hinblick auf wichtige theoretische Grund-
lagen ergaben – was allerdings nicht zwin-
gend entlang von disziplinären Grenzen ver-
lief. Insbesondere vor dem Hintergrund der
düsteren Gegenwartsdiagnosen am Ende der
Tagung und der hierbei identifizierten engen
Verbindung von öffentlichen Finanzen, De-
mokratie und sozialen Verhältnissen lässt sich
jedenfalls festhalten, dass die Betrachtung der
öffentlichen Finanzen ein vielversprechender
Ausgangspunkt für die Analyse der Gesell-
schaft sind.

Konferenzübersicht

Michael Wildt (Berlin) Welcome

Marc Buggeln (Berlin): Introduction

Panel I: The Taxing Task
Chair: Friedrike Sattler (Frankfurt/Main)

Martin Daunton (Cambridge): Meade to Mir-
lees: The failure of tax reform in Britain

Marc Buggeln (Berlin): Schmidt-Kohl-
Schröder: Continuity and Change in West
German Tax Policy

W. Elliot Brownlee (Santa Barbara)/Eisaku
Ide (Tokyo): Taxation and Tax Consent in the
United States and Japan since the 1970s

Gisela Hürlimann (Zürich): Rising inequality
in an evolving welfare state. Taxation in Swit-
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Commentator: Mark Spoerer (Regensburg)

Keynote Lecture
Peter H. Lindert (Davis (CA)): Postwar Fiscal
Traps

Panel II: The Spending Side – The Crisis of the
Welfare State?
Chair: Nikolaus Wolf (Berlin)

Reimut Zohlnhöfer (Heidelberg): From „brink
of the abyss“ to „miracle“? Public spending in
Denmark and the Netherlands since 1980

Martin Lengwiler (Basel): Reforming Frag-
mented Welfare Systems: Switzerland and
Greece since the 1970s

Henri Sterdyniak (Paris): France (1970-2013):
A public spending addiction?

Commentator: Franz-Xaver Kaufmann (Biele-
feld)

Panel III: Debt and Government
Chair: Carl-Ludwig Holtfrerich (Berlin)

Hans-Peter Ullmann (Köln): The end of the
„debt illusion“ in the Federal Republic in the
late seventies

Moritz Schularick (Berlin/Bonn): Public &
Private Debt 1970-2010

Benjamin Lemoine (Paris): Making the French
Sovereign Bond Market and shaping the Pub-
lic Debt Problem since the 1970s

Stefano Battilossi (Madrid): Fiscal adjustment
and debt policy in high seigniorage countries
of Southern Europe

Commentator: Adam Tooze (Yale)

Panel IV: Public Finance after the Boom: Neo-
liberal Convergence?
Chair: Ralf Ahrens (Potsdam)

Sven Steinmo (Florenz): Paying our Taxes:
Why are some people more honest than
others?

Ann Pettifor (London): Financial liberaliza-
tion and the impact on public spending in
Anglo-American economies

David K. Jesuit (Michigan)/Vincent Mahler
(Chicago): Fiscal redistribution in the develo-
ped world since the 1970s: Evidence from the

Luxembourg Income Study

Maria Wersig (Hildesheim): Tax Systems and
Gender Equality – Approaches in Austria,
Germany and Sweden

Commentator: Christoph Conrad (Genf)

Panel V: Public Finance and the Changing Ro-
le of the State at the End of the Century
Chair: Günther Schulz (Bonn)

Martin Chick (Edinburgh): The State, public
finance and the changing response to inves-
ting in the future: the case of the United King-
dom since the 1970s

Wolfgang Streeck (Köln): The end of postwar-
democracy and the rise of the consolidation
state

Bob Jessop (Leicester): Public Finance and the
changing form and functions of the state in re-
sponse to economic, fisco-financial, and polit-
ical crises

Commentator: Andreas Wirsching (Mün-
chen)

Closing Comment: Alexander Nützenadel
(Berlin)

Tagungsbericht Leviathan after the Boom. Public
Finance in the industrialized Western Countries
since the 1970’s. 13.06.2013–15.06.2013, Köln,
in: H-Soz-u-Kult 17.10.2013.
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